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Während des Westberliner Weihnachtsmarktes erstrahlt auch der Funkturm in
festlicher Beleuchtung (dpa-Foto)
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Ihr „Sieg"
DT. Nicht weniger als ein 

dutzendmal kommt das Wort 
„Sieg“ in jenem pathetisch- 
schwülstigen Elaborat vor, daß 
die Vertreter von 81 kommu­
nistischen Parteien als Ergebnis 
ihrer dreiwöchigen Beratungen 
in Moskau unlängst vorgelegt 
haben. Mehrmals ist darin so­
gar vom ¿Triumph des Sozia­
lismus“ die Rede. Wie aber 
steht es nach Abzug der „pro­
pagandistischen Werbungsko­
sten“ um diesen Triumph? Ist 
der Sieg der „Kräfte des Frie­
dens und der Demokratie“ über 
die „aggressiven Mächte des 
Monopolkapitalismus und der 
Bourgeoisie“ unaufhaltsam ?

Man muß die Sprache totali­
tärer Systeme kennen, um den 
Kurswert der Begriffe richtig 
einzuschätzen. Je näher die Na­
tionalsozialisten dem Abgrund 
entgegen taumelten, um so häu­
figer sprachen sie vom Sieg. 
Eben zu der Zeit, als das Wort 
„Sieg“ längst jede Glaubwürdig­
keit eingebüßt hatte, wurde der 
„Endsieg“ kreiert, jener Begriff, 
dem das Scheitern des Dritten 
Reiches auf der Stirn stand, 
und der die Rettung in eine 
imaginäre Zukunft verwies.

★
Nun wäre es gewiß einfältig, 

die Kommunisten mit den Na­
tionalsozialisten zu vergleichen, 
und den Moskauer „Hymnus“ 
als Bagatelle abzutun. Ihn nicht 
zu beachten hieße, seine Bedeu­
tung unterschätzen. Man kann 
durch sorgfältiges Studium aus 
dem Dokument außerordentlich 
wichtige Erkenntnisse gewin­
nen.

Die Zeit, da eine gelegentliche 
und zumeist recht dilletantische 
Bekämpfung des Kommunismus 
ausreichte, um ihn in Schran­
ken zu-halten, ist endgütig vor­
bei. Weder das - militärische 
„Roll back“ noch eine litera­
rische Beschäftigung mit dem 
Marxismus-Leninismus genügen 
heute, um dem Generalangriff 
der Kommunisten „zu Lande, zu 
Wasser und in der Luft“ wirk­
sam zu begegnen. Die Material­
schlacht, zu der wir herausge­
fordert sind, findet auf allen 
Ebenen statt, auf dem Gebiete 
der wirtschaftlichen Produktion 
sowohl als auch auf dem des 
militärischen Potentials. Sie 
spart weder die Bereiche der

Erziehung, noch die der sozialen 
Ausrüstung aus.

Für den Westen ergeben sich 
daraus zwingende Konsequen­
zen. Kennedy hat sie unlängst 
mit aller Schärfe umrissen. In 
bemerkenswertem Gegensatz zu 
dem üblichen Schema für Wahl­
reden forderte er die Amerika­
ner auf, „anständiger, wach­
samer, mitleidiger und ent­
schlossener in ihrem täglichen 
Leben“ zu werden und die Bür­
gerpflichten mit besonderer 
Sorgfalt zu erfüllen.

'k
Das allgemeine Wohlstands­

denken treibt einem Menschen­
bild zu, in dem die geistige 
Freiheit nur noch einen unter­
geordneten Rang einnimmt. Die 
Forderung nach Einfachheit

Unm enschliche Urteile
P r o t e s t  g e g e n  U n g a r n  

Berlin (dpa). Der Konvent der 
Westberliner Freien Universi­
tät protestierte schärfstens ge­
gen die unmenschlichen Urteile 
der ungarischen Regierung, die 
Jugendliche zum Tode verur­
teilen ließ, weil sie an dem 
Volksaufstand im November 
1956 beteiligt waren. Besonders 
wendet sich die Studentenschaft 
dagegen, daß die ungarische 
Regierung ein Gesetz rückwir­
kend in Kraft setzte und somit 
Jugendliche, die im Alter von 
12 bis 14 Jahren an dem unga­
rischen Volksaufstand teilge­
nommen hatten, jetzt zum Tode 
verurteilt werden können.

und Nüchternheit, nach Opfer 
und Verzicht kann darin kaum 
einen Platz beanspruchen. Ist 
es nicht bezeichnend, wenn der 
Ruf der unterentwickelten Län­
der, „Schickt uns Lehrer, Tech­
niker und Ärzte!“ ohne Antwort 
verhallen muß,, weil viel zu 
wenig junge Menschen bereit 
sind, unter persönlichen Opfern 
in jenen Ländern Aufbau und 
Hilfe zu leisten?

Die Frage, welchen Objekten 
unsere Hilfe sich zunächst zu­
wenden soll, scheint von naeh- 
geordneter Bedeutung. Zweifel­
los werden in den nächsten 
Jahren die sogenannten Ent­
wicklungsländer hier eine be­
sondere Rolle spielen. Während 
man noch vor zwei bis drei Jah­
ren 100 oder 200 Millionen DM 
für eine angemessene Unter­

stützung hielt, sind die jetzt 
zur Diskussion stehenden Sum­
men um mehr als das Zwanzig- 
fache angewachsen. Und schon 
weiß man, daß auch diese Be­
träge nicht im entferntesten 
ausreichen werden.

Wollen wir weiter Almosen 
aus der Westentasche spendie­
ren oder sind wir bereit, uns zu 
de'r großen weltweiten Ausein­
andersetzung zu rüsten, von 
der das Moskauer Manifest 
sagt, sie sei in eine neue Etappe 
eingetreten. W ir haben uns un­
ter enormen Kraftanstrengun­
gen in den" vergangenen 15 Jah­
ren aus dem Nichts emporgear­
beitet. W ir haben eine neue 
Plattform gewonnen, auf der 
wir einigermaßen Fuß gefaßt 
haben. Ehe wir weiter empor­
steigen, gilt es, diese Plattform 
nach allen Seiten zu sichern.

Man muß den Leuten sagen, 
warum die volle Lohntüte, die 
Volksaktie und das Eigenheim 
nicht das oberste Ziel sein kön­
nen. Lohnerhöhungen,' Arbeits­
zeitverkürzungen, höherer Ver­
brauch, aber auch ungerechtfer­
tigte Untemehmergewinne 
kosten Geld, eben jenes Geld, 
das für die weitreichenden 
Pläne auf dem Gebiete von 
Wissenschaft und Kultur, auf 
dem weiten Feld der Entwick­
lungshilfe sowie für Zwecke 
eines weitgesteckten sozialen 
Ausgleichs nötig ist.

★
Das Wahljahr ist bereits an­

gebrochen und mit ihm das 
Buhlen um die Gunst der Wäh­
ler. Schätzt man sie so niedrig 
ein, daß man ihnen die Wahr­
heit vorenthalten zu dürfen 
glaubt? Niemand kann mehr 
geben als er hat, und der Staat 
besonders hat nur, was ihm der 
Bürger vorher zukommen ließ. 
W ir werden den Riemen enger 
schnallen und müssen das den 
Leuten sagen, offen und nicht 
durch die Blume. Zweifellos 
werden sie bereit sein, Opfer zu 
bringen, wenn sie wissen, wo­
für sie es tun. Der Sieg der 
Kommunisten ist nicht so 
sicher, wie das Triumphgeschrei 
von Moskau es glauben machen 
will. Noch immer haben zum 
Sieg zwei gehört: Sieger und 
solche, die sich besiegen lassen. 
Nicht der erringt den Sieg, der 
ihn am lautesten im Munde 
führt, sondern der, welcher ihn 
unter keinen Umständen preis­
zugeben bereit ist.



Funktionäre blieben unter sich
Zum SED-Uniyersitätsjubiläum in Ostberlin — Drohung gegen Freie Universität'

K. J. Berlin (Eigenbericht)
Nun sind sie verrauscht, die 

wochenlangen Feierlichkeiten 
zum 150. Jahrestag der Fried­
rich Wilhelms - Universität. 
„Drüben", Unter den Linden, 
wo der Geist Humboldts schon 
seit Jahrzehnten die alte Stätte 
verlassen hat, wurde mit viel 
Gepränge und ohne die Kosten 
zu scheuen eine große Schau 
veranstaltet, bei der sich die 
Funktionäre Ulbrichts lautstark 
als die echten Erben Humboldts 
anpriesen. Aber aller Aufwand 
hat nicht darüber hinwegtäu­
schen können, daß die Kom­
munisten trotz Hoben und 
Amtsketten, Pedell und Univer­
sitätszepter unter sich geblie­
ben sind.

Der Freien Universität haben 
es manche übelgenommen, daß 
sie auf die laute Demonstra­
tion von drüben nicht mit der 
gleichen Lautstärke geantwor­
tet hat. Aber die Einsichtigen 
werden zugeben müssen, daß 
die schlichte Gedenkfeier der 
Freien Universität in Anwesen­
heit des Präsidenten der west­
deutschen Rektorenkonferenz 
und fast aller Magnifizenzen 
eindrucksvoller war, als jede 
mögliche Form akademischer 
Gegenpropaganda. Bei aller Be­
tonung der geistigen Nachfolge 
der Humboldt-Gründung hat 
man es in Dahlem nicht ver­
gessen, daß auch jetzt noch bei 
vielen Studenten und einigen 
Professoren der Ostberliner 
Universität die Sehnsucht nach 
dem Geist der Freiheit nicht 
erloschen ist.

Zwei Festschriften
Die Vortragsreihe der Freien 

Universität über die großen Ge­
lehrten der Friedrieh-Wilhelms- 
Universität, die sich Uber das 
ganze Wintersemester erstrek- 
ken wird, zeigt schon jetzt, daß 
in Berlin das Interesse an der 
Fortsetzung einer großen gei­
stigen Tradition weit über den 
Kreis der Angehörigen der Uni­
versität hinausreicht. Ebenfalls 
besonders beachtet werden die 
beiden umfangreichen Fest­
schriften, die die Freie Universi­
tät dem Jubiläum ihrer großen 
Vorgängerin gewidmet hat.

Auch in Ostberlin wurde un­
ter dem Titel „Die Humboldt-

Universität — gestern-heute- 
morgen“ ein Buch herausgege­
ben, das dem 150. Jahrestag 
gewidmet ist. Abgesehen davon, 
daß die Schilderung der histo­
rischen Entwicklung der Uni­
versität sich nur mühsam in das

25 DM für zw eites Kind
Bonn (dpa). Familien mit 

zwei Kindern sollen nun end­
gültig nach dem Vorschlag der 
Bundesregierung 25 Mark Kin­
dergeld für das zweite Kind 
erhalten, wenn das Einkommen 
550 Mark monatlich nicht über­
steigt. Um Härten zu vermei­
den, ist diese Einkommens­
grenze nicht ganz starr, so daß 
bei geringfügiger Überschrei­
tung dieses Einkommens das 
Kindergeld ebenfalls noch ge­
zahlt wird.

Nachdem in einer Minister­
besprechung Einigung über den 
Plan erreicht wurde, müssen 
jetzt noch die gesetzgebenden 
Körperschaften zustimmen. Sie 
haben auch über die Höhe des 
Kindergeldes und die Einkom­
mensgrenze zu entscheiden. 
Ferner muß in Verhandlungen 
mit nicht dem Bund unterste­
henden Dienststellen noch über 
die Verfahrenstechnik beraten 
werden. Nach dem Plan der 
Regierung soll bei der Bundes­
anstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung in 
Nürnberg eine Bundesfamilien­
ausgleichskasse als Körper­
schaft des öffentlichen Rechts 
gebildet werden.

Schema pseudomarxistischer 
Geschichtsklitterung hineinpres­
sen läßt, mutet es fast rührend 
an, wenn man als „Ehrenret­
tung“ des Universitätsgründers 
Wilhelm von Humboldt auf 
Seite 20 lesen kann: „'Er ent­
stammte einer erst im 18. Jahr­
hundert geadelten Familie, also 
nicht dem alteingesessenen Jun­
kertum . . . "  — Das Herum­
reden um unwiderlegliche Ge-

schiehtsfakten ist überhaupt ein 
Kennzeichen dieser Festschrift.

Ein Pamphlet
Ein großer Teil des Buches 

ist, wie zu erwarten, der Pole­
mik gegen den Westen und die 
Freie Universität gewidmet. So 
ist folgende Senatserklärung 
zum Jubiläum abgedruckt: „Im 
Zuge dieser antinationalen und 
volksfeindlichen Politik schufen 
die gleichen Kräfte in dem 
widerrechtlich abgespaltenen 
Teil der Hauptstadt Berlin eine 
eigene Hochschule als Zentrum 
des kalten Krieges: Die Dah- 
lemer Universität. Dabei eig­
neten sie sich wider jedes Ge­
setz und unter Mißachtung der 
getroffenen internationalen Ab­
machungen Gebäude und Ein­
richtungen der Humboldt-Uni­
versität an.“ Ein Blick in das 
eigene Vorlesungsverzeichnis 
hätte diesen Senat der SED- 
Sekretäre davon' überzeugen 
können, daß diese angeblich 
von der Freien Universität ge­
raubten Institute unter Wah­
rung aller rechtsstaatlichen 
Vorschriften der Landbaufakul­
tät der Technischen Universität 
angehören.

Die Kunst des schamhaften 
Versehweigens ist sehr weit 
entwickelt. So ist kein Wort zu 
lesen über die unmenschlichen 
Studentenversehleppungen vor 
allem in den Jahren 1947 und 
1948, kein Wort über die selbst­
verschuldete Ausblutung der 
Universität durch den ständigen 
Abgang von Studenten und Do­
zenten.

Was der Freien Universität 
blühen würde, wenn der 
Wunsch der Kommunisten nach 
einer sogenannten freien Stadt 
in Erfüllung ginge, kann man 
auf Seite 224 naehlesen. Dieser 
Zustand: „. . . würde zweifellos 
auch eine Beendigung der Di­
versantenrolle für die Dahlemer 
Universität bringen und dem 
wissenschaftlichen Leben von 
Nutzen sein.“

Sowenig angenehm die Be­
schäftigung mit diesem in 
schlechtem Deutsch zusammen­
gehauenen Druckerzeugnis auch 
ist, für eine Reihe koexisten- 
ziell-nonkonformistisch träu­
mender Zeitgenossen könnte die 
Lektüre ganz heilsam sein.
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Ohne Unterschrift
W. W. Bonn. Wie eine Braut, 

die vor dem Traualtar „nein“ 
sagt, hat der sowjetische Bot­
schafter Smimow sich im letz­
ten Augenblick vor der Unter­
zeichnung des neuen deutsch- 
sowjetischen Handelsabkommens 
geweigert, die Einbeziehung 
Berlins anzuerkennen, und da­
mit das gesamte Abkommen, 
vorläufig wenigstens, zu Fall 
gebracht. Wenn die sowjetische 
Seite nun, wie schon üblich, von 
einer deutschen Provokation 
spricht, so kann die Bundes­
regierung diesen Vorwurf ge­
lassen hinnehmen. Weit davon 
entfernt, aus der Zugehörigkeit 
Westberlins zum Anwendungs­
bereich des Abkommens eine 
Prestige-Frage zu machen, hatte 
das Auswärtige Amt seine de­
zentesten Glace-I-Iandschuhe an­
gezogen, um die empfindlichen 
Seelen der Sowjets nur ja nicht 
zu verletzen. Auf eine Klarstel­
lung des Verhältnisses Berlins 
'zu diesem Abkommen konnte 
Bonn aber nicht verzichten. Je­
der Verzicht wäre von den So­
wjetsais erster Schritt zur Preis­
gabe der deutschen Hauptstadt 
ausgelegt worden.

Als Staatssekretär van Scher- 
penberg dem sowjetischen Bot­
schafter in der schonendsten 
Form die Gretchenfrage stellte, 
wie er es mit Berlin halten 
wolle, gab es zwei Möglichkei­
ten: Smimow konnte die gol­
dene Brücke betreten und der 
Bundesregierung versichern, 
daß alles so bleibe wie bisher, 
er konnte aber auch die Frage 
schroff zurückweisen. Davon ab­
gesehen, daß die Bundesregie­
rung nicht stillschweigend auf 
die Chruschtschow-Linie ein­
schwenken konnte, indem sie 
den Sowjets das unangenehme 
Problem ersparte, handelte es 
sich für sie auch um einen Test: 
Ist Moskau bereit, die Berlin- 
Frage einige Zeit ruhen zu 
lassen? Oder sind die Sowjets 
entschlossen, im kommenden 
Jahr dieses Problem mit aller 
Härte in Angriff zu nehmen? 
Die Antwort auf diesen Test ist 
ungünstig ausgefallen. Aus dem 
Verhalten Smirnows und seines 
Gefährten Borissow muß man 
schließen, daß die Sowjetregie­
rung die Berlin-Frage nicht zur 
Ruhe kommen lassen will.

Im Grunde ist von diesem Er­
gebnis niemand überrascht. Seit

Wochen deuten alle- Berichte 
aus Moskau, gleich ob sie aus 
öffentlichen oder diplomatischen 
Quellen stammen, in die gleiche 
Richtung. Die Periode des 
Lächelns, die Chruschtschow in 
seinem letzten Gespräch mit 
Botschafter Kroll einzuleiten 
schien, findet diesmal ein noch 
rascheres Ende als in der Zeit 
der Genfer Konferenzen. Am 
Ausgang des Jahres 1960 sieht 
es so aus, als würde das neue 
Jahr der Bundesrepublik eine 
Belastungsprobe bringen, wie 
wir sie bisher in der zwölfjäli- 
rigen Geschichte dieses Staates 
noch nicht erlebt haben.

Von deutscher Seite war in 
den Verhandlungen über das 
Handelsabkommen alles getan 
worden, um die sowjetische 
Führung von den guten Absich­
ten der Bundesregierung zu 
überzeugen. In einigen Punkten 
war die Bundesregierung in 
ihren Zugeständnissen so weit 
gegangen, daß sie schon be­
fürchten mußte, bei den west­
lichen Verbündeten Anstoß zu 
erregen. Das galt nicht nur für 
die Abnahme von russischem 
Getreide und russischem Erdöl, 
das ja auf dem deutschen

Markt zu einer ernsten Konkur­
renz für die Erzeugnisse west- 

. licher Länder werden könnte, 
sondern vor allem auch für die 
Einräumung eines nicht unbe­
trächtlichen Kredits. Wenn die 
Sowjets nun, da das Abkommen 
schon unterzeichnungsreif war, 
diese offenkundigen Vorteile 
ausschlagen, um freie Hand für 
ihr Vorgehen gegen Berlin zu 
behalten, so muß man daraus 
ernste Schlüsse auf ihre Ent­
schlossenheit zu einer aggressi­
ven Politik ziehen.

In dieser Verwirrung gibt es 
nur zwei feste Punkte, an die 
wir uns halten können: es ist 
von unschätzbarem Wert, daß 
sich in dieser Sache alle deut­
schen Parteien hinter die Bun­
desregierung gestellt haben, so 
daß sie mit der vollen Legiti­
mation durch das ganze Volk 
auftreten kann. Und es ist ein 
glücklicher Zufall, daß sich ge­
rade in diesen Tagen die west­
lichen Verbündeten in Paris 
versammeln, um das Atlantische 
Bündnis noch einmal zu be­
kräftigen. Wenn sie über die 
Zukunft der nächsten zehn 
Jahre sprechen, wird der Name 
Berlin einen besonderen Klang 
gewinnen.

Ja zur deutschen Geschichte
Gerstenmaier zum 10jährigen Bestehen des Jugendplanes

Bonn (dpa/upi). Bundestags­
präsident Gerstenmaier forderte 
die deutsche Jugend auf, über 
die Schande der Hitler-Diktatur 
keinen Augenblick hinwegzu­
sehen, sieh davon aber auch 
nicht die eigene Geschichte ver­
schütten und rauben zu lassen. 
In einer Feierstunde anläßlich 
des zehnjährigen Bestehens des 
Bundesjugendplanes im Plenar­
saal des Bonner Bundeshauses 
sagte der Bundestagspräsident: 
„Wenn die Erfahrungen, die wir 
mit dem Unternehmen Hitler 
gemacht haben, Deutschlands 
Jugend und das deutsche Volk 
nicht davor bewahren, auf ähn­
liches noch einmal hereinzufal­
len, dann wäre das ein Anlaß 
zum Verzweifeln.“

Entschieden wandte sich Ger­
stenmaier gegen das Wort von 
der Kollektivschuld. Es lasse 
außer Betracht, daß Hitler mit 
Eid und Verfassungsbruch die 
Deutschen überlastet und ihnen

wie den anderen Völkern seinen 
Krieg aufgezwungen habe. Das 
Ja zur deutschen Geschichte
verlange von den Deutschen
weder die Anerkennung einer 
Kollektivschuld noch die Soli­
darität mit Verbrechern. Es sei 
freilich nicht damit getan, die 
Verbrecher zu verurteilen. Es 
gebe darum keine Kollektiv­
schuld, aber eine Kollektiv­
haftung.

In der Feierstunde, an der 
auch mehrere Bundesminister, 
Vertreter der Parteien und 
zahlreiche Bonner Schüler und 
Schülerinnen teilnahmen, sagte 
Bundesfamilienminister Wuer- 
meling, die Jugend von heute 
sei nicht schlechter als die von 
früher. „Sie ist nur schlechter 
dran, weil die Erwachsenenwelt 
so viele schlechte Einflüsse auf 
sie einwirken läßt und oft nicht 
mehr das vorlebt, was unsere 
Väter und Mütter uns vorgelebt 
haben."



Begegnung mit Paul Löbe
Zum 85. Geburtstag des früheren Beichstagspräsidenten

Am 14. Dezember ist der so­
zialdemokratische Politiker und 
Ehrenbürger von Berlin Paul 
Löbe 85 Jahre alt geworden.

über ein Jahrzehnt wirkte 
dieser aufrechte Demokrat als 
Präsident des deutschen Reichs­
tages in Berlin, bis er im 
Jahre 1932 von dem National­
sozialisten Göring aus diesem 
hohen Amt verdrängt wurde. Es 
folgten schwere Jahre. Später 
nahm Löbe dann Verbindung 
mit der Widerstandsgruppe 
Goerdeler-Leuschner auf und 
■wurde deshalb nach dem 
20. Juli 1944 vorübergehend in­
haftiert. Nach dem Zusammen­
bruch stellte Löbe sich sofort 
wieder seiner Partei zur Ver­
fügung. Als Gegner der Ver­
schmelzung SPD-KPD trennte 
er sich im April 1946 vom Ber­
liner Zentralausschuß der SPD, 
obgleich ihn die Sowjets damals 
mit „Essen, Geld und eigener 
Villa“ im sowjetischen Sektor 
halten wollten. Am 7. Septem­
ber 1949 wurde Löbe die ehren­
volle Aufgabe übertragen, die 
konstituierende Sitzung des 
ersten Deutschen Bundestages als 
Alterspräsident zu eröffnen.

Der Schriftsteller Gerhart 
Pohl sandte dem TAG einen Ge­
burtstagsgruß an seinen schle­
sischen Landsmann Paul Löbe, 
den wir nachstehend veröffent­
lichen.

Von Paul Löbe zu reden 
heißt Schlesien beschwören. 
Denn der Fünfundachtzigjäh- 
rige ist ein unverlierbares Stück 
des Landes, das ihn gebar und 
formte und mit allen Wurzel­
fasern hielt, auch als er längst 
in der deutschen Hauptstadt, 
Berlin, wirkte. Folgerichtig 
mußte der sichtbare Politiker 
schlesischen Stammes wie sein 
sichtbarster Dichterlandsmann 
Gerhart Hauptmann der Ver­
treibung aller Schlesier teilhaft 
werden.

Des lebenden Lobes Vertrei­
bung aus Ullersdorf ist nicht 
anders als die des toten Haupt­
mann aus Agnetendorf notori­
sches Unrecht gewesen. Dieses 
hält den Anspruch der vier Mil­
lionen nicht gleichermaßen 
namhaften oder namenlosen 
Schlesier auf die Heimat wach. 
So ist der Sohn des Tischler­

gesellen Heinrich Löbe aus 
Freiburg und des Dienstmäd­
chens Pauline Leuschner aus 
Wohlau, die in den Jahren der 
Reichsgründung die Ehe schlos­
sen, auch von seinem Schicksal 
her ein Kernstück schlesischer 
Geschichte.

Ich selbst habe drei beson­
dere Begegnungen mit ihm ge­
habt, die hier festgehalten 
seien. Die erste geschah dem 
Kinde. Als ich, wohl zehnjäh­
rig, zum erstenmal nach Bres­
lau fuhr, riet mir der Vater: 
„Lies alles, was du dort siehst, 
damit du mir berichten 
kannst!“ Ich trat frühmorgens 
aus dem Hauptbahnhof, sah 
einige Männer mit Tafeln her­
umgehen und las darauf gehor­
sam, wenn auch ahnungslos: 
„Wählt Bauer/Löbe!“ Der 
abendliche Bericht an den Va­
ter, der ein wohlhabender Un­
ternehmer war, löste dessen 
Knurren aus: „Nu ja, der Paule 
von der Volks wacht — auch so 
ein Roter, obwohl er Schlesier 
und ein ganz vernünftiger 
Mann sein soll." Den verdeck­
ten Ton der Wärme in der 
väterlichen „Standeskritik“ ver­
meine ich noch heute eindring­
lich zu spüren.

Die zweite unvergeßliche Be­
gegnung widerfuhr mir 1935. 
Als ich nach langer Zeit, einmal 
von Schlesien nach Berlin kam, 
sagte ein befreundeter Buch-

Die Infiltration in der Bun­
desrepublik wird von dem „Ar­
beitsbüro“ des SED-Zentral- 
komitees geleitet, das dem 
Spitzenfunktionär Spangenberg 
untersteht und über 100 haupt­
amtliche Mitarbeiter hat. Mit 
der Ausführung der von hier 
ausgehenden Weisungen seien 
hauptsächlich 15 000 Funktio­
näre in den Massenorganisa­
tionen der Sowjetzone betraut, 
wurde im Ministerium erklärt. 
Die vornehmlich auf die Ge-

händler zu mir: „Kennen Sie 
den kleinen Herrn dort drü­
ben? Paul Löbe. Er ist jetzt 
Korrektor bei einem wissen­
schaftlichen Verlag.“ Ich war 
von dem Anblick des traurig 
Sinnenden an der Haltestelle 
der Straßenbahn überwältigt, 
wollte zu ihm gehen und ihn als 
Landsmann begrüßen. Doch der 
Buchhändler meinte: „Dassen
Sie das lieber! Er ist doch arg 
gefährdet . . .“

Die dritte Begegnung geschah 
im Zeichen Gerhart Haupt­
manns. Paul Löbe hatte mei­
nen Bericht über dessen letzte 
Tage in Schlesien gelesen. Er 
schrieb -mir 1955, er habe aus 
einem Stapel Bücher, der ihm 
an einem Tage zugegangen sei, 
meinen Band herausgeholt. „Ich 
habe ihn in einem Zuge durch­
gelesen, weil die Stimmung, die 
aus ihm spricht, so ergreifend 
und erschütternd ist, daß es 
mich nicht eher losließ . . .“ 

Neben diesen unvergeßlichen 
Begegnungen habe ich Löbe 
viele Male erlebt — als souve­
rän-gerechten Reichstagspräsi­
denten, als hinreißenden Volks­
redner vor den begeisterten 
Massen, als humorvoll-schlich­
ten Freund der Geselligkeit und 
als aufgeschlossenen Zuhörer 
bei manchem Vortrag. Und im­
mer war er, der er wesenhaft 
ist: ein Volksmahn aus
Schlesien.

werkschaften in der Bundesre­
publik gerichtete Zersetzungs­
arbeit des sowjetzonalen FDGB 
werde vom „Büro für deutsche 
Gewerkschaftseinheit“ gelenkt, 
dem etwa 3500 Instrukteure un­
terstünden. Für die propagan­
distische Infiltrierung der Bun­
deswehr sei die „Selbständige 
Abteilung“ mit rund 74 Mann 
verantwortlich. Die publizisti­
sche Tätigkeit habe 1959 rund 
50 Millionen DM West und 
30 Millionen DM Ost gekostet.

10 Millionen K P -iro scM re ii
. . .  schickt Pankow monatlich in die Bundesrepublik
Bonn (dpa). Mindestens zehn Millionen kommunistische Pro­

paganda-Broschüren werden gegenwärtig monatlich von der 
Sowjetzone in die Bundesrepublik geschickt. Diese Zahlen wur­
den am Freitag aus dem Bundesministerium für Gesamtdeut­
sche Fragen in Bonn bekannt. Im Jahre 1957 betrug die Zahl 
der monatlich versandten Broschüren noch 131 000 Stück.



Kamp! den roten Agitatoren
Innenminister erläutert den Gesetzentwurf über Reiseverkehr

Bonn (ap/dpa). „Die Kommunisten sind nicht mit Toleranz 
zu überwinden, sie lassen sich nur mit Entschlossenheit in 
Schranken halten. Die Totalitären scheuen kein Mittel, um uns 
die Unfreiheit zu bringen. Wenn wir die Auseinandersetzung 
mit ihnen bestehen wollen, können wir nicht auf die Abwehr­
mittel des Rechtsstaates verzichten.“ Mit dieser Warnung leitet 
Bundesinnenminister Schröder eine Broschüre ein, die den 
Gesetzentwurf über den Reiseverkehr mit der Sowjetzone er­
läutern soll.
Die Freizügigkeit und damit 

die Freiheit solle, so heißt es in 
der am Dienstag in Bonn ver­
öffentlichten- Schrift, in keiner 
Weise angetastet werden. Die 
meisten Reisenden würden die 
praktischen Auswirkungen 
überhaupt nicht zu spüren be­
kommen. Mit Nachdruck weist 
der Minister den Einwand zu-' 
rück, die neuen Bestimmungen 
könnten mitteldeutsche Flücht­
linge gefährden. Keinem Grenz­
beamten werde es einfallen, 
einen Flüchtling wieder in die 
Zone zurückzuschicken. Als völ­
lig aus der Luft gegriffen wird 
auch der Vorwurf bezeichnet, 
mit dem Gesetz werde die Pan- 
kower Zweistaaten-Theorie an­
erkannt. Reisen in die Zone, 
heißt es, werden auch weiterhin 
als innerdeutsche Reisen behan­

delt und nicht von Genehmigun­
gen abhängig gemacht.

Nach Ansicht der Bundesre­
gierung reichen die gesetzlichen 
Grundlagen zur Bekämpfung 
verfassungsfeindlicher Kräfte 
nicht aus. Da aber im Rechts-. 
Staat nichts ohne das Parlament 
und ohne gesetzliche Grundlage 
getan werden könne, sei dieses 
Gesetz dringend erforderlich. 
Die geistige Bekämpfung des 
Kommunismus und die polizei­
liche Abwehr kommunistischer 
Wühlarbeit schlössen einander 
nicht aus.

D GB-Delegationen
In der Denkschrift wird die 

Zahl der Gewerkschaftsmitglie­
der, die in diesem Jahr aus der 
Bundesrepublik zu Tagungen in 
die Sowjetzone gereist sind,

Bonn widerlegt Moskau
Handelsvertrag von vornherein auf Berlin abgestellt

W. Bonn (Eigenbericht). Im 
Mittelpunkt des politischen In­
teresses steht in Bonn noch im­
mer der Streit um die Einbezie­
hung Berlins in das neue 
deutsch-sowjetische Handelsab­
kommen. Von der Bundesregie­
rung ist zum ersten Male ange­
deutet worden, daß die mit den 
Sowjets vereinbarten Waren­
mengen nur dann gelten, wenn 
sich die Sowjetregierung mit 
der Anwendung des Abkommens 
auf Berlin einverstanden er­
klärt. Die Bemerkung fiel bei 
der Stellungnahme zu sowjeti­
schen Äußerungen, die den Zwi­
schenfall so hinstellten, als habe 
Bonn bei dieser Gelegenheit 
versucht, die Berlin-Frage 
„durch die Hintertür“ im deut­
schen Sinne zu lösen. Das Ge­
genteil sei richtig, wurde dazu 
erklärt. Die Einbeziehung West­
berlins sei schon deshalb not­
wendig, weil es zum Wäh­
rungsgebiet der DM-West ge­
höre.

Tatsächlich hält die Bundes­
regierung bisher alle Einzelhei­
ten der Vereinbarungen mit den 
Sowjets geheim, weil der So­
wjetunion einige erhebliche 
Vorteile eingeräumt worden 
sind, die man nur dann verant­
worten zu können glaubt, wenn 
die Gegenseite sich mit der Ein­
beziehung Berlins einverstanden 
erklärt. Es ist daher auch sehr 
unwahrscheinlich, daß die Bun­
desregierung die Anwendung 
der Zahlen des neuen Abkom­
mens zulassen wird, ohne daß 
es zur formellen Unterzeich­
nung kommt.

Jugoslawen abgereist
Die meisten der jugoslawi­

schen Sachverständigen, die im 
Bundeswirtschaftsministerium 

über eine Erhöhung des Waren­
verkehrs zwischen beiden Län­
dern verhandelt haben, sind 
wieder abgereist. W ie verlautet, 
sind die Verhandlungen ohne 
Ergebnis beendet worden.

mit 16 567 angegeben. Diese 
Zahl sei durch die Sicherheits­
behörden festgestellt worden. 
2000 Einwohner der Bundes­
republik hätten in der Zone an 
Veranstaltungen für SPD-Mit- 
glieder und 20 000 Jugendliche 
und Sportler an politischen Zu­
sammenkünften in Mittel­
deutschland teilgenommen. 
Berliner Bedenken

Der Berliner Senat hat Be­
denken politischer, juristischer 
und praktischer Art gegen den 
Gesetzentwurf erhoben. Er wird 
aber nach den Worten des In­
nensenators Lipsehitz Gegen­
vorschläge zum Schutze gegen 
die kommunistische Infiltration 
machen.

Sowjets besitzen 
riesige U-Boot-Flotte

London (upi). Die sowjetische 
Flotte verfügt über mehr U- 
Boote als die Flotten der gan­
zen übrigen Welt zusammenge­
nommen. Unter diesen sowjeti­
schen U-Booten befinden sich 
auch mindestens sechs atomar 
angetriebene U-Boote und meh­
rere, die mit Raketen ausge­
rüstet sind. Dies geht aus dem 
jüngsten Jahrgang des interna­
tional führenden Flottenhand­
buches „Jane’s Fighting Ships“ 
hervor.

Im einzelnen soll die Sowjet- 
Flotte über sechs fertige rake- . 
tenbewaffnete U-Boote mit kon­
ventionellem Antrieb verfügen. 
Rund 50 sowjetische U-Boote 
sollen sich im Bau befinden und 
zwischen 450 und 500 U-Boote 
einsatzbereit sein. Die amerika­
nische Marine besitzt demge­
genüber 173 U-Boote, davon 34 
Nachkriegsbauten und von die­
sen wiederum 17 Boote mit 
atomarem Antrieb.

Hohe Strafen 
für Landesverräter

' Karlsruhe (ap/dpa). Die bisher 
höchsten Strafen in einem Lan­
desverratsprozeß hat der Bun­
desgerichtshof gegen die beiden 
ehemaligen Angestellten des 
Bundesinnenministeriums Knipp 
und Paul ausgesprochen. Knipp 
erhielt zehn Jahre, sein Kom­
plice Paul neun Jahre Zucht­
haus.



Frau Riemecks 
Freiheit

DT. Kann man in der Bun­
desrepublik Mitglied kommu­
nistischer Tamorganisationen 
sein oder in solchen mitarbei- 
ten? Kann man in eindeutig 
prokommunistischen Publikati­
onsorganen Artikel veröffent­
lichen ? Kann man sich an Kund­
gebungen und Aufrufen beteili­
gen, die die Deutschlandpolitik 
des Ostens grundsätzlich billi­
gen? Kann man schließlich an 
politischen Veranstaltungen in 
der Sowjetzone teilnehmen und 
dort als Redner auf treten? Kann 
man dies alles tun und zugleich 
Lehrer an einer westdeutschen 
pädagogischen Akademie sein? 
Ja, man kann es. Der Fall der 
Wuppertaler Professorin Renate 
Riemeck beweist es.

W ir wollen hier die Organi­
sationen, in denen Frau Riemeck 
sich seit Jahren betätigt, ange­
fangen vom „Fränkischen Kreis“ 
über den „Kongreß gegen ato­
mare Aufrüstung“ bis zum „Ko­
mitee für die (kommunistischen) 
Weltjugendfestspiele“ im einzel­
nen nicht aufzählen. Auch die 
publizistischen Beiträge der 
Professorin in mehr oder weni­
ger eindeutig ausgerichteten 
und nachweislich kommunistisch 
finanzierten Blättern sind nicht 
so bedeutend, daß wir deren 
Lektüre empfehlen könnten. Sie 
lassen freilich klar erkennen, 
daß Frau Riemeck für das Ul­
bricht-Regime eine Schwäche 
hat und die Verhältnisse im 
„sozialistischen Lager“ durch 
eine rosarote Brille zu betrach­
ten pflegt.

Entgegen dem Beschluß der 
westdeutschen Rektorenkonfe­
renz nahm die Dozentin an der 
Jubiläumsfeier der Universität 
Jena teil und ließ dabei abfäl­
lige Bemerkungen über den 
eben aus der Zone geflohenen 
Rektor Hämel laut werden. Das 
Jubiläum der Universität Leip­
zig schmückte sie mit einem 
Vortrag, in dem von der „Mo­
dell-Universität des sozialisti­
schen Typus“ die Rede war. Im 
Anschluß an diese Veranstal­
tungen fand sich Frau Riemeck 
auf einem Empfang der Sowjet- 
zonen-CDU ein. Diese Fakten 
müssen festgehalten werden, 
wenn man den „Fall Riemeck“ 
richtig beurteilen will. Die Ge­
schichte ist nämlich vielfach.

auch in einigen Organen der 
SPD, so dargestellt worden, als 
habe der Kultusminister von 
Nordrhein-Westfalen ein Kessel­
treiben gegen die Dozentin ver­
anstaltet und die freie Mei­
nungsäußerung und zugleich die 
Lehrfreiheit unterdrückt.

Lang, viel zu lang hat der 
Minister dem Treiben der Dame 
zugesehen, bis er sich entschloß, 
ihr — nicht etwa die Lehrtätig­
keit, sondern — nur die Prü­
fungsbefugnis zu entziehen. So 
konnte Renate Riemeck bis ver­
gangenen Montag weiterlehren, 
bis zu jenem Tag, da sie, selbst 
die Konsequenzen aus ihrem

Paris (ap). Die USA haben 
Mittwoch endgültig ihre Forde­
rungen auf deutsche Stationie- 
rungskbsten in. Höhe von 600 
Millionen Dollar fallengelassen. 
Dies wurde im Anschluß an ein 
Gespräch zwischen Bundeswirt­
schaftsminister Erhard und 
dem amerikanischen Finanz- 
minister Anderson in Paris be­
kannt. Anderson soll vorge­
schlagen haben, in gemeinsamen 
Beratungen andere Methoden 
zur Behebung des amerikani­
schen Gold- und Devisenabflus­
ses zu suchen. An dem Ge­
spräch, das in der amerikani­
schen Botschaft stattfand, nahm 
auch Staatssekretär Dillon teil.

Wertlose Besuche
DT. Der 19. norwegische Ju­

gendkongreß, an dem Vertreter 
von 37 nationalen Jugendorgani­
sationen des Landes teilnahmen, 
hat beschlossen, keine offiziellen 
Delegationen mehr in die So­
wjetunion zu entsenden. Der 
Kongreß war sieh darüber einig, 
daß solche Besuche wertlos 
seien, da die Delegierten nie­
mals Gelegenheit hätten, in di­
rekten und freien Kontakt mit 
sowjetischen Jugendlichen zu 
kommen. Eine Einladung zu 
dem „Weltjugendforum“ , das im 
nächsten Jahr in Moskau statt­
findet, soll ebenfalls abgelehnt 
werden.

Die klare Haltung der norwe­
gischen Jugend steht in erfreu­
lichem Gegensatz zu der kom­
munistenfreundlichen Haltung 
mancher anderer Verbände der 
westlichen Welt. Ebenso klar

Verhalten ziehend, den Dienst 
quittierte.

So hoch schätzt man hier also 
die Freiheit ein. Hätte Frau 
Riemeek silberne Löffel gestoh­
len oder die Fenster der Aka­
demie eingeworfen, so wäre sie 
vermutlich längst entlassen wor­
den. Da sie aber „nur“ die Un­
terordnung des freien Teiles 
Deutschlands unter den unfreien 
propagiert, muß man sie reden 
lassen, ungeachtet der Tatsache, 
daß Hunderte junger Menschen 
ein gefährlich schiefes Bild von 
unserem Staat, von unserem 
Recht und unserer Freiheit er­
halten.

Aus gutunterrichteter Quelle 
verlautete, daß der harte Kurs, 
den beide Parteien während der 
gescheiterten Bonner Verhand­
lungen vertreten hätten, weit­
gehend aufgelockert worden sei. 
Man habe jetzt drei Vorschläge 
ins Auge gefaßt:

1. Eine Lockerung der deut­
schen Einfuhrbeschränkungen 
für amerikanische Waren.

2. Einen größeren deutschen 
Beitrag zur Infrastruktur der 
NATO sowie dem Naehrichten- 
und Versorgungssystem des 
Bündnisses.

3. Größere deutsche Waffen­
käufe in den Vereinigten Staa­
ten.

und eindeutig war kürzlich die 
Haltung des norwegischen Par­
laments, als Außenminister 
Lange eine Teilnahme der Zo­
nensportler an dem internatio­
nalen Holmenkollen-Skispringen 
1961 ablehnte, solange die Schi­
kanen des SED-Regimes gegen 
Westberlin anhalten.

Linientreu
Budapest (ap). Ungarische 

Wörter, die in irgendeiner Ver­
bindung zu „bourgeoisen“ Be­
griffen stehen, werden in einem 
jetzt in Vorbereitung befind­
lichen Wörterbuch mit dem Zu­
satz „v. Soc..“ (vor dem Sozia­
lismus) versehen. Zu solcherart 
gebrandmarkten Wörtern ge­
hören Ausdrücke wie Graf, Ba­
ron, Maklerberuf, Effekten­
börse, Playboy, eingetragene 
Gesellschaft, Gutsverwalter und 
Bankier.

Keine Staüonienmgskosten
USA verzichten — Erhard sprach Anderson in Paris



Tannenbänme am Stacheldraht
Vopos seMeßen scharf am „Todesstreifen“  entlang des Frankenwaldes

Kronach (Eig. Bericht), über 
300 000 Weihnachtsbäume, die 
am Heiligen Abend in vielen 
süddeutschen Städten, aber 
auch in Frankfurt, Köln, Ham­
burg und vor allem in Berlin 
entzündet werden, kommen aus 
dem großen Wäldermeer des 
Frankenwaldes an der Zonen­
grenze. Weite Teile seiner 
52 000 ha Gesamtfläche dienen 
bereits seit Jahren ausschließ­
lich zur Deckung des ständig 
wachsenden Bedarfs an Christ­
bäumen, für die das kleine 
Wallenfels zum Hauptum­
schlagsplatz geworden ist. In 
der nahe gelegenen Kreisstadt 
Kronach schließen selbst italie­
nische Aufkäufer gute Ge­
schäfte ab.

Wer aber denkt daran noch, 
wenn überall landeinwärts die 
Glocken die fröhliche, Weih­
nachtszeit einläuten, wenn sich 
groß und klein über ihre Wirt­

schaftswunder-Gabentische 
freuen? Mit dem Bewußtsein 
um die wirklichen Probleme an 
der Zonengrenze scheint es 
nicht gerade allzugut bestellt 
zu sein. Da das alte Jahr zur 
Neige geht, sollten wir aber 
den Blick wieder einmal dort­
hin lenken, wo nicht nur viele 
Weihnachtsbäume wachsen, 
sondern auch Stacheldrahtver­
haue mitten im deutschen Land. 
Wie sieht es heute dort aus?

Nur mit Sonderausweis
Wer beispielsweise von Kulm­

bach über Coburg in Richtung 
Neustadt fährt, erlebt hier 
einen höchst beklemmenden 
politischen Anschauungsunter­
richt. In Landschaft und Bau­
weise mischen sich fränkische 
und thüringische Elemente wie 
selbstverständlich, doch die 
nach Meiningen führende Bun­
desstraße 4 endet plötzlich vor 
einer Stacheldrahtbarrikade. 
Von bundesdeutscher Seite darf 
man bis an die Pfähle mit dem 
gelben Kopf herangehen, jen­
seits der Demarkationslinie 
aber liegt ein fünf Kilometer 
breiter Sicherheitsgürtel. Er ist 
nur zugänglich für Leute mit 
Sonderausweisen und für Volks­
polizisten, die in ihren bräun­
lich-grünen Uniformen, Gewehr 
in der Hand, zuweilen hinter 
einem Gebüsch hervortreten und

ebenso plötzlich wieder ver­
schwinden. Fünf bis zehn Me­
ter vor dem Stacheldraht stehen 
die ostzonalen Grenzpfähle mit 
gut sichtbaren drei weißen 
Streifen. Wer diese Linie über­
schreitet, darf von den Vopos 
ohne Anruf niedergeschossen 
werden. Der unmittelbar dahin­
ter befindliche 500 m breite 
„Todesstreifen“ wird von Zeit 
zu Zeit durch besonders linien­
treue Traktoristen umgepflügt.
Keine Kontakte

Kontakte und Gespräche mit 
den Brüdern und Schwestern 
drüben? Sie sind unmöglich ge-

Instinktlos
DT. „Die Zeit“ , eine Wochen- 

zedtung für Politik und Kultur 
— so jedenfalls betont es ihr 
Untertitel —, hat das Verbot 
der Hamburger PEN-Club-Ta- 
gung zum Anlaß genommen, die 
kommunistischen Schriftsteller 
und SED-Funktionäre zu einer 
erneuten Aussprache einzuladen. 
Durch Polizeigewalt, so meint 
sie, sei eine geistige Auseinan­
dersetzung verhindert worden, 
die nun in den Redaktionsräu­
men der „Zeit“ nachgeholt wer­
den soll.

Die Hamburger Gralshüter 
der Demokratie haben, so 
scheint uns, nur eins dabei ver­
gessen, daß die kommunisti­
schen Machthaber in Mittel­
deutschland alle Hebel in Be­
wegung gesetzt haben, um die 
freie Existenz Westberlins aus­
zulöschen. Sie lassen völlig 
außer acht, daß sich die Bun­
desrepublik mit allen ihr zu Ge­
bote stehenden Mitteln einer 
planmäßig gelenkten kommuni­
stischen Infiltration erwehren 
muß. Sie kümmert es nicht, daß 
sich das SED-Regime bei seiner 
planmäßigen Wühlarbeit gegen 
die freie Welt, bei der Unter­
drückung der 17 Millionen 
Deutschen in seinem Machtbe­
reich der Dichter und Schrift­
steller bedient, um seine Un­
taten noch zu verherrlichen.

In einem Augenblick, in dem 
auch der kleinste Gewerk­
schaftsfunktionär in der Bun­
desrepublik begriffen hat, daß 
er schon mit der bloßen Diskus­
sions- und Koexistenzbereit­

worden. Draht, kahle Flächen, 
verfallene Häuser ohne Fenster­
scheiben — überall das gleiche 
Bild. Fast sämtliche Bewohner 
des Kreises Kronach sind mit 
ihren Nachbarn in der Zone 
verwandt. Bekommen sie über­
haupt eine Besuchsgenehmi­
gung, so müssen sie einen 100- 
km-Umweg über Töpen-Juch- 
höh machen, um die nur 10 km 
von ihnen entfernt wohnenden 
Freunde zu sehen. Vom war­
men Licht der Weihnacht wird 
kein Abglanz in das Land un­
mittelbar jenseits des Eisernen 
Vorhanges fallen. —wi.

schaft die Axt an die Wurzeln 
unserer Freiheit legt, glaubt 
die Hamburger Wochenzeitung 
einen Beitrag zur Demokratie 
zu leisten, wenn sie mit jenen 
„die Waffen des Geistes kreuzt“ , 
die gegen diese Waffen von 
vornherein immun sind, da sie 
zu einem echten Gespräch we­
der bereit noch befugt sind.

Bonn w arn t Kuba
Bonn/Berlin (ap/dpa). Die 

Bundesregierung hat die Regie­
rung Kubas erneut auf die 
Konsequenzen hingewiesen, die 
eine eventuelle diplomatische 
Anerkennung der Sowjetzone 
für den Karibischen Staat ha­
ben würde. Ein Abbruch der 
diplomatischen Beziehungen 
hätte auch Auswirkungen auf 
die deutsch-kubanischen Han­
delsbeziehungen.

Die Warnung erfolgte am 
gleichen Tage, an dem der 
„zweite Mann“ von Kuba, Gue- 
vara, zu Verhandlungen in Ost­
berlin eintraf. Offiziell will Gue- 
vara nur über eine Ausweitung 
des Handels sprechen, doch läßt 
die „DDR“ keinen Zweifel dar­
an, daß ihr vor allem an der 
diplomatischen Anerkennung 
gelegen ist. Um Kuba dies zu 
erleichtern, hat Pankow in den 
letzten Monaten bereits große 
Mengen Zuckerrohr ab genom­
men, obwohl die Sowjetzone 
selbst ein Zucker-Exportland ist 
und die Fabriken nur auf die 
Verarbeitung von Zuckerrüben 
eingestellt sind.


